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Attacke auf libertären Redner
in Zürich hat ein politisches Nachspiel
Die Polizei sucht nach den Angreifern auf den Chilenen Axel Kaiser

fbi./dfr. ·AmAbenddes7. Novembersdrin-
gen rund ein DutzendVermummte in das
Kulturzentrum «Karl der Grosse» in der
ZürcherAltstadt ein.Handy-Filmaufnah-
menzeigen,wiedie linksautonomenAkti-
visten den libertären chilenischenRedner
AxelKaiser undeinigeZuhörermitEiern
und Flüssigkeiten bewerfen und Parolen
skandieren.IhreAttackebegründetendie
Angreifer damit, dass Kaiser das Regime
Pinochet verteidige und ein Antifeminist
sei.ZurAktion bekannte sich dieGruppe
«Uni von unten», die immer wieder ver-
sucht, unliebsame Redner an ihrem Auf-
tritt zu hindern.

Die Polizei ermittelt. Bisher konnten
dieTäter jedochnicht ausfindig gemacht
werden.DerVorfall hat inzwischen auch
auf politischer Ebene ein Nachspiel.Mit
mehreren Vorstössen wollen die beiden
bürgerlichen Parteien FDP und SVP
den Druck auf die Zürcher Stadtregie-
rung erhöhen, sich in der Thematik zu
bekennen. In ihrer Interpellation fragen
die beiden FDP-GemeinderäteAndreas
Egli undDominique Zygmont: «Wie be-
urteilt der StadtratAktivitäten undAgi-
tationen linker, gegebenenfalls auch
rechte, Aktivistinnen und Aktivisten,
ihnen missliebige Personen an der Aus-
übung der Meinungsäusserungsfreiheit

aktiv zu hindern, und was unternimmt
er dagegen?»

Das Blockieren vonDemonstrationen
wie dem«Marsch fürsLäbe» unddasNie-
derschreien von Rednern hält Andreas
Egli für nicht hinnehmbar,wie er aufAn-
frage sagt. «Die Verhinderung der Mei-
nungsäusserungsfreiheit ist ein Akt der
intellektuellen Barbarei.» Die proble-
matische Haltung der Gruppe «Uni von
unten» seheman nicht nur in Zürich, son-

dern weltweit. Der FDP-Politiker legt im
Gegensatz zudiesendieRedefreiheitweit
aus. «Solange jemand mitAussagen nicht
gegen das Strafrecht verstösst, soll er re-
den dürfen. Er oder sie muss aber auch
mit argumentativem Widerspruch leben
können.» Es werde ja schliesslich nie-
mand dazu gezwungen, Leuten wie Kai-
ser zuzuhören. Egli sagt, er erhoffe sich
deshalb vom Stadtrat eine klare Stel-

lungnahme für das Recht auf freie Rede.
Auch die SVP sieht den Stadtrat in der
Pflicht. «Die Regierungmuss nun ein kla-
res Zeichen für die Meinungsäusserungs-
freiheit setzen», sagt Fraktionschef Roger
Bartholdi. Vor allem in städtischen Kul-
turhäusern müsse jedermann frei spre-
chen können, ohne Angst zu haben, nie-
dergeschrien oder bedroht zu werden.
«Auch unbequeme Meinungen müssen
zugelassen werden.» Wenn Veranstal-
ter oder die Stadt aus Sicherheitsbeden-
ken prophylaktisch einknickten, sei dies
ein brandgefährliches Signal. «Dann ist
unsereDemokratie inGefahr.»Zuwas es
führe, wenn man missliebige Meinungen
nicht zulasse, habe die Geschichte mehr-
fach gezeigt.Darum hätte Bartholdi auch
keine Mühe, zum BeispielAfD-Vertreter
aus Deutschland oder Kommunisten in
Zürich auftreten zu lassen.

Die Attacke der Linksautonomen
auf Kaiser hält der Stadtzürcher SP-Prä-
sident Marco Denoth für daneben. Sie
sei zudem auch kontraproduktiv. «Ohne
denAngriffwärederAnlass garnie indie
Öffentlichkeit gelangt.» Für Denoth ist
klar: «Die Meinungsäusserungsfreiheit
ist sehr wichtig für unser Land – solange
dieAussagen innerhalb des gesetzlichen
Rahmens bleiben.»
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Grenzwert verzögert
5G-Ausbau um Jahre
Bau von 26 500 zusätzlichen Antennen nötig

Ohne Erhöhung der Grenzwerte
wird es 20 bis 30 Jahre dauern, bis
der Mobilfunkstandard 5G in der
ganzen Schweiz eingeführt ist. Zu
diesem Schluss kommt eine
Arbeitsgruppe des Bundes.

STEFAN HÄBERLI

Am Donnerstag hat die Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» ihr Werk
präsentiert. Neben Vertretern der Be-
hörden und der Wissenschaft wirkten
darin auch Interessenvertreter der Tele-
kombranche sowie Mobilfunk-Skepti-
ker mit. Es wurde schnell klar, warum
sich der ursprünglich für Mitte 2019 an-
gekündigte Bericht verzögert hat. In der
Kernfrage, dem Strahlenschutz, konnte
sich das Gremium unter der Ägide des
Bundesamtes für Umwelt (Bafu) nicht

einigen. Es verzichtete deshalb auf eine
Empfehlung an den Bundesrat. Der
über 120 Seiten lange Bericht ist also
nicht der erhoffte Befreiungsschlag in
der Debatte um den neuen Mobilfunk-
standard 5G.

Kosten in Milliardenhöhe

Einig war man sich bei den Fakten. Da
das Datenvolumen beim Mobilfunk
exponentiell wächst, droht ein Eng-
pass – und zwar unabhängig davon, ob
die Antennen 5G oder ältere Standards
wie 4G nutzen.Ohne eine Erhöhung der
Grenzwerte für die Strahlung müsste
deshalb der Antennenwald massiv auf-
geforstet werden. Für die Versorgung
mit einem «qualitativ guten» 5G-Netz
geht dieArbeitsgruppe von zusätzlichen
26 500Antennen aus.DerAufbau würde
20 bis 30 Jahre dauern und etwa 7,7 Mil-
liarden Franken verschlingen.

DieMitgliederderArbeitsgruppeprä-
sentierten vier Alternativen zum Status
quo, wobei wegen der Uneinigkeit jede
eine Art «Götti» hat: Die von einer 5G-
skeptischenÄrztegruppepropagierteVa-
riantewürdedie regulatorischeSchraube
beim Strahlenschutz anziehen und hätte
46 500 neueAntennenund Investitionen
von 13Milliarden Franken zur Folge.

Der Ball liegt bei Sommaruga

Gleich zwei Vorschläge wirft der Tele-
kom-Branchenverband Asut in den
Ring. Wenig überraschend sehen beide
eine Lockerung des Strahlenschutzes
vor; bei der politisch realistischeren da-
vonwären noch 7500 neue Sendeanlagen
nötig,was 3,2Milliarden Franken kosten
dürfte. Der Eidgenössischen Kommuni-
kationskommission (Comcom) schwebt
eineÄnderung vor, die für die Telekom-
firmen sogar noch vorteilhafter wäre.
Die Investitionen würden sich dank der
gemeinsamen Nutzung von Standorten
durch Swisscom, Sunrise und Salt auf
weniger als eineMilliarde Franken redu-
zieren. Somit wären gar keine neuenAn-
lagen nötig, allerdings eine relativ starke
Anhebung der Grenzwerte. Gemein-
sam haben alle Optionen, dass sie an
der «eigentlichen» Obergrenze für die
Mobilfunkstrahlung nicht rütteln. Die
Arbeitsgruppe hat nun alle Varianten
mit einem Preisschild versehen. In der
Verantwortung steht nunDepartements-
vorsteherin Simonetta Sommaruga. Sie
muss entscheiden,was mit denVorschlä-
gen derArbeitsgruppe geschieht.

Rückblickend hat Doris Leuthard
ein feines Sensorium bewiesen. Sie war
es, die im September 2018 die Arbeits-
gruppe ins Leben gerufen hatte, be-
vor 5G öffentlich ein Thema war. Das
änderte sich spätestens im vergangenen
Frühling, als Swisscom und Sunrise ihr
5G-Netz anschalteten. Seither hat sich
die Stimmung aufgeheizt. So sammelt
die heterogeneAnti-5G-Bewegung bei-
spielsweise Unterschriften für mindes-
tens zwei Volksinitiativen. Mit systema-
tischen Einsprachen gegen neueAnten-
nen hat sie ausserdem de facto eine Art
5G-Moratorium durchgesetzt.
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Christoph Blochers
Geheimmission
in Amerika
Mit der Lieferung von ausgeklügelten Apparaturen zur Anreicherung
von Uran trägt die gutbürgerliche Familie Tinner aus dem St. Galler
Rheintal dazu bei, dass Pakistan die Atombombe erhält. Später mischt
sich der amerikanische Geheimdienst CIA ein, und zuletzt setzt die
US-Regierung den Bundesrat unter Druck, sämtliche Akten zu
vernichten. Gespräche mit Direktbeteiligten geben neue Einblicke
in diesen Politthriller, der vor zehn Jahren die Schweiz bewegte.
VON MARCEL GYR (TEXT) UND JOANA KELÉN (ILLUSTRATIONEN)

Zum Abschluss des Arbeitsessens im
Blair House, dem traditionellen Gäste-
haus des Präsidenten in Washington,
wünscht der amerikanische Justizminis-
ter Alberto Gonzales, Bundesrat Chris-
toph Blocher alleine zu sprechen – sogar
der Dolmetscher der Schweizer Dele-
gation muss draussen bleiben.Weil den
übrigen Gästen Blochers limitierte Eng-
lischkenntnisse bekannt sind, ist ihnen
sofort klar: Gonzales möchte dem Vor-
steher des Justiz- und Polizeideparte-
ments (EJPD) imVier-Augen-Gespräch
etwas höchst Brisantes anvertrauen.

Tatsächlich erfährt Blocher an die-
sem 12. Juli 2006, dass die Schweiz im
Besitz von äusserst heiklen Unterlagen
ist. Sie könnten, falls sie in falscheHände
gerieten, nicht weniger als denWeltfrie-
den gefährden. Es solle sich um Pläne
zum Bau von Atomwaffen und um An-
leitungen zur Anreicherung von Uran
handeln. Die Unterlagen gehören zum
Beweismaterial, das die Bundesanwalt-
schaft bei der scheinbar unbescholte-
nen Familie Tinner aus dem St. Galler
Rheintal beschlagnahmt hat. Gegen die
Tinners wird in der Schweiz seit Anfang
2004 ermittelt.Damals sickerte aus dem
Ausland die Information durch, dass die
Familie –Vater Friedrich sowie die zwei
Söhne Urs und Marco – Teil eines welt-
umspannenden Netzwerks von Atom-
schmugglern sei.

Besuch aus Pakistan

BereitsMitte der 1970er Jahrewar Fried-
richTinnermitdempakistanischenAtom-
wissenschafterA.Q.Khan inKontakt ge-
kommen.DerSchweizer Ingenieur liefert
vor allem massgeschneiderte Bestand-
teile für den Bau von Uran-Zentrifugen
nach Pakistan. Zumeist handelt es sich
um sogenannte Dual-Use-Güter, die so-
wohl für zivile wie für militärische Zwe-
cke verwendet werden können. Fried-
richTinner ist zu jener Zeit Export-Chef
eines aufstrebenden Industrieunterneh-
mens mit Sitz in der St. Galler Ortschaft
Haag, der Vakuum Apparate Technik
AG (VAT). Die Firma gibt es bis heute,
unter dem NamenVATGroup ist sie so-
gar ander SchweizerBörsekotiert.Fried-
rich Tinner ist allerdings schon früh aus
demUnternehmen ausgeschieden,nach-
demdieUSAden Firmenchef über seine
engeKontaktemitA.Q.Khan aufgeklärt
hatten.

Nach demunfreiwilligenAusscheiden
gründet Friedrich Tinner 1982 in Früm-
sen, einem Nachbardorf von Haag, sein
eigenes Unternehmen. Fortan intensi-

viert er den Geschäftskontakt mit Paki-
stan. A. Q. Khan reist verschiedentlich
ins Rheintal, wo er bei den Tinners zu
Gast ist. Im Gegenzug lädt er das Ehe-
paarTinner an die Hochzeit seinerToch-
ter ein.Was Friedrich Tinner damals an-
getrieben und wie viel er vom pakista-
nischenAtomwaffenprogramm gewusst
hat, ist schwer zu ergründen. Privat
führte Friedrich Tinner ein gutbürger-
liches Leben, von Bekannten wird er als
aufrechter Schweizer geschildert, zeit-
weise präsidierte er die FDP-Bezirks-
sektionWerdenberg.

1998 bringt A. Q. Khan, auch dank
den Lieferungen aus dem Rheintal, das
klandestine pakistanische Atomwaffen-
programm erfolgreich zum Abschluss.
Erstmals verfügt ein islamisches Land
über nukleare Sprengköpfe. In seiner
Heimat wird er fortan als «Vater der
pakistanischenAtombombe» gefeiert.

Doch damit gibt sich der umtrie-
bige Atomwissenschafter nicht zufrie-
den.Vielmehr verkauft A. Q. Khan sein
Wissen, wie man eine Atombombe ent-
wickelt, für gutes Geld an Despoten in
aller Welt: an den libyschen Diktator
Muammar Ghadhafi, an das iranische
Mullah-Regime und auch an die Kim-
Dynastie in Nordkorea. Dabei greift er
auf sein bewährtes Netzwerk von Liefe-
ranten zurück, unter ihnen die Familie
Tinner. Neben Vater Friedrich sind in-
zwischen auch die SöhneUrs undMarco
ins lukrative Geschäft eingestiegen. Sie
sind einfache Mechaniker, doch wie ihr
Vater begnadete Tüftler.

Informanten für die CIA

Das alles weiss Christoph Blocher noch
nicht so genau, als er an jenem Julitag
2006 in Washington vom amerikani-
schen Justizminister zum Vier-Augen-
Gespräch gebeten wird.Wie aus ameri-
kanischen Quellen hervorgeht, schildert
Gonzales bei dieser Gelegenheit detail-
liert, wie gefährlich die Dokumente im
Besitz der Bundesanwaltschaft sind.
Und er lüftet ein weiteres Geheimnis:
Neben ihrer langjährigen Zusammen-
arbeit mit A. Q. Khan waren die Tin-
ners zuletzt wertvolle Informanten für
die CIA und für den britischenAusland-
geheimdienst MI6. Insbesondere Urs
hat mit seinen Insiderinformationen aus
demKhan-Netzwerk entscheidend dazu
beigetragen, dasAtomwaffenprogramm
von Ghadhafi zu stoppen.

Sollte es in der Schweiz zu einem
Gerichtsverfahren kommen, so die Be-
fürchtung des US-Justizministers, könn-

EvelineWidmer-Schlumpf setzt als Justizministerin die Aktenvernichtung um – scharf beobachtet von «Tom», dem CIA-Stationschef in Genf.
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ten die Tinners brisante Geheimnisse
aus der Zusammenarbeit mit den Ge-
heimdiensten ausplaudern. Gonzales,
ein enger Weggefährte von Präsident
George W. Bush, meldet deshalb bei
Blocher zwei dringlicheWünsche an:Die
Schweiz solle das laufende Strafverfah-
ren gegen die Tinners einstellen – und
dieErmittlungsakten sollten integral den
Amerikanern übergeben werden.

Was der Texaner nicht sagt, die Bun-
desanwaltschaft aber auf anderem Weg
erfahren hat:Die CIA hat im FallTinner
die rechtliche Souveränität der Schweiz
massiv verletzt. Um belastendes Mate-
rial gegen die Familie zu sammeln, war
ein Team des amerikanischen Ausland-
geheimdienstes bereits am 21. Juni 2003
in das Haus von Marco Tinner einge-
stiegen. Die nächtliche Geheimopera-
tion fand im beschaulichen Winzerdorf
Jenins in der Bündner Herrschaft statt.

Wie das amerikanische Autorenpaar
Catherine Collins und Douglas Frantz
in einem Buch* schildert, setzte sich das
CIA-Team aus fünf Männern und einer
Frau zusammen. Vier Agenten waren
eigens aus den USA eingeflogen wor-
den, unter ihnen der Teamchef namens
«mad dog». Die übrigen zwei waren
in Wien rekrutiert worden, der euro-
päischen CIA-Zentrale. Während ein
Agent draussenWache hielt, stiegen die
übrigen fünf Spione kurz nach Mitter-
nacht mit Spezialwerkzeugen ins Haus
ein. Drinnen nahm «mad dog» telefo-
nisch Kontakt auf mit der CIA-Zentrale
im amerikanischen Langley. Er musste
nicht befürchten, von Marco Tinner
überrascht zu werden: Ein zweites CIA-
Team hatte sich mit ihm zur selben Zeit
in einem Hotel in Vaduz verabredet.

Während der zweistündigen «Haus-
durchsuchung» in Jenins kopierten die
IT-Spezialisten des amerikanischen Ge-
heimdienstes den gesamten Inhalt, der
sich auf den verschiedenen Computern
und Laptops von Marco Tinner ange-
sammelt hatte. Neben den gefährlichen
Plänen für den Bau von Atomwaffen
befand sich darunter auch die verräteri-
sche Korrespondenz der gesamten Fami-
lie mit A. Q. Khan.

Wie das in solchen Fällen üblich ist,
nutzte die CIA das belastende Mate-
rial nicht etwa, um die Tinners festzu-
nehmen oder sie anzuzeigen. Vielmehr
setzte der amerikanische Geheimdienst
die Familie unter Druck, künftig mit der
CIA zu kooperieren – was sie spätestens
nach der «Hausdurchsuchung» auch tat.

Als Christoph Blocher im Juli 2006
von seiner USA-Reise zurückkehrt, sieht

er sich also mit einer reichlich kompli-
zierten Gemengelage konfrontiert. Die
Bundesanwaltschaft ermittelt gegen die
Tinners wegen ihrer jahrelangen Zu-
sammenarbeit mit A. Q. Khan. Zusätz-
lich möchte sie gegen die sechs unbe-
kannten CIA-Agenten ein Verfahren
wegen verbotenen Nachrichtendiensts
eröffnen.Für Letzteres braucht die Bun-
desanwaltschaft aber die Ermächtigung
durch den Bundesrat.All dem steht der
ultimative Wunsch der Regierung in
Washington gegenüber: keineVerfahren
in der Schweiz, weder gegen die Tinners
noch gegen die CIA-Agenten, sowie die
Vernichtung der Beweismittel.

Blochers Plan

Auf der Suche nach einem Ausweg
kommt Blocher auf die Idee, die be-
schlagnahmten Beweismittel nicht wie
gewünscht denAmerikanern auszuhän-
digen, sondern sie in der Schweiz zu ver-
nichten – unter Aufsicht der Internatio-
nalen Atomenergieagentur (IAEA). So
sollten gleich zwei Ziele erreicht wer-
den: Die Schweiz würde sich der offen-
bar gefährlichenDokumente entledigen.
Und mangels Beweismitteln müsste das
Strafverfahren gegen die Tinners, wie
von den USA gewünscht, wohl einge-
stellt werden – auch ohne explizite An-
ordnung durch den Bundesrat.

Mit diesem Plan reist Christoph Blo-
cher am 26. Juli 2007, rund ein Jahr nach
seinem erstenTreffen mit dem amerika-
nischen Justizminister Gonzales, ein wei-
teres Mal in die USA. Offiziell stehen
Themen wie eine verstärkte Zusammen-
arbeit in der Terrorbekämpfung oder
Neuerungen für die visumfreie Einreise
in die USA auf dem Programm. Doch
das alles ist nur ein Vorwand. In Wirk-
lichkeit geht es einzig und allein um den
Fall Tinner.

Innert weniger Stunden trifft Blo-
cher in Washington diverse Entschei-
dungsträger aus der Bush-Administra-
tion, unter ihnen erneut Justizminis-
ter Gonzales, dann auch Verteidigungs-
minister Robert Gates und denMinister
für innere Sicherheit, Michael Cher-
toff. Besonders angetan ist Blocher
von zwei weiteren Gesprächspartnern,
deren Namen bis heute geläufig sind:
dem damaligen FBI-Direktor Robert
Mueller, zuletzt Sonderermittler im Fall
von Trumps Russland-Kontakten, so-
wie James Mattis, bis Ende letzten Jah-
res US-Verteidigungsminister. Einzig
die Einladung von Präsident George
W. Bush ins Weisse Haus lehnt Blocher

ab. Zu gross scheint ihm das Risiko, ein
solcher Besuch könnte ungebührlich
viel Aufsehen erregen und so die Ge-
heimmission gefährden.

Stattdessen fährt Blocher zum Ab-
schluss seiner Dienstreise auf die
Andrews Air Force Base, einen Luft-
waffenstützpunkt wenige Kilometer
ausserhalb Washingtons. Dort liegt,
inmitten startender und landender
Kampfflugzeuge, das Büro von Mike
McConnell, Koordinator aller ameri-
kanischer Geheimdienste. Mit McCon-
nell, einem Vietnamveteranen und ehe-
maligen Direktor der NSA, legt Blo-
cher das weitere Vorgehen fest – unter
demVorbehalt, dass der Gesamtbundes-
rat zustimmt: Zunächst soll der Bundes-
anwaltschaft keine Ermächtigung er-
teilt werden, gegen jene CIA-Agenten
vorzugehen, die in Jenins widerrecht-
lich ins Haus von Marco Tinner einge-
drungen sind. ImGegenzug akzeptieren
dieAmerikaner BlochersVorschlag, das
Beweismaterial in der Schweiz zu ver-
nichten, statt es ihnen auszuhändigen.

Auf derAndrewsAir Force Base wer-
den bereits die zwei Verantwortlichen
für die geplante Aktenvernichtung be-
stimmt: auf Schweizer Seite Michael
Leupold, Direktor des Bundesamts für
Justiz, und auf amerikanischer Seite der
CIA-Stationschef in Genf, ein betont un-
auffällig wirkenderAgent, den alle bloss
«Tom» nennen.

Konzertiertes Lobbying

Derweil haben die Amerikaner aus den
langwierigen Gesprächen eine Lektion
gelernt: In der Schweiz hat der Justiz-
minister, im Gegensatz zu den USA,
nicht die alleinige Kompetenz, ein
Strafverfahren einzustellen oder Be-
weismaterial zu vernichten. Vielmehr
braucht es dazu eine Mehrheit im Bun-
desrat – folglich weiten die Amerikaner
ihre Lobbyarbeit auf weitere Mitglieder
der Landesregierung aus.

Um Samuel Schmid, den Vorsteher
des Verteidigungsdepartements (VBS),
kümmern sich wiederum der amerikani-
sche Verteidigungsminister Gates, FBI-
DirektorMueller und zusätzlich George
Bush senior: Anlässlich eines Arbeits-
besuchs Schmids kommt es in Hous-
ton zu einem Vier-Augen-Gespräch mit
dem Vater des amtierenden Präsiden-
ten.Aussenministerin Condoleezza Rice
schliesslich nimmt sich ihrer Schweizer
Amtskollegin,Micheline Calmy-Rey, an.

Am 9.August 2007, keine zwei
Wochen nach Blochers Rückkehr aus

Amerika, meldet sich Rice telefonisch
bei der Vorsteherin des Aussendepar-
tements (EDA). Rice redet Klartext.
Während Jahren habe die Schweiz vom
Atomschmuggel der Tinners gewusst
und nichts dagegen unternommen. Die-
ses Nichtstun sei umso verwerflicher, als
die USA immer wieder davor gewarnt
hätten, wie gefährlich das Ganze sei.
Weiter stellt Rice klar, dass es nicht gou-
tiert würde, wenn die Schweiz gegen die
CIA-Agenten ein Strafverfahren eröff-
nete. Einmal mehr, mahnt sie, erweckte
das den Eindruck, die Schweiz behin-
dere die internationalen Anstrengun-
gen gegen die Proliferation – die Wei-
terverbreitung vonAtomwaffen.

Die amerikanische Aussenministe-
rin Rice ist noch nicht am Schluss ange-
langt. Sie lässt Calmy-Rey wissen, eine
öffentliche Gerichtsverhandlung würde
die amerikanischen Anstrengungen zu-
nichtemachen, das Khan-Netzwerk
definitiv zu zerschlagen. Und schliess-
lich würde es auch die Beziehungen der
Schweiz zu den USA gefährden.

Eine Woche nach Rice’s Telefon-
anruf, am 16.August 2007, spricht sich
Calmy-Rey in einer internen Stellung-
nahme gegen eine Strafverfolgung der
CIA-Agenten aus. Vier Tage später tut
es ihr Samuel Schmid gleich. Beide
übernehmen mehr oder weniger das
Wording der Amerikaner: Schon vor
Jahren seien die hiesigen Behörden von
den USA über die Ableger des Khan-
Netzwerkes in der Schweiz aufmerk-
sam gemacht worden. Und ein Verfah-
ren gegen die CIA würde aussenpoli-
tisch zu schweren Verstimmungen mit
den USA führen.

Der Entscheid, der Bundesanwalt-
schaft die Ermächtigung für ein Strafver-
fahren gegen die sechs CIA-Agenten zu
verweigern,wird schliesslich an der Bun-
desratssitzung vom 29.August 2007 ge-
fällt.Nebendendiversen amerikanischen
Interventionenhat sichderBundesrat bei
seinemEntscheid auf einen vertraulichen
Bericht aus dem EDA abgestützt.

Die belastende Aktennotiz

Bundesrätin Calmy-Rey hatte den Be-
richt erstellen lassen, weil sie wissen
wollte, was es mit denAnschuldigungen
aus den USA auf sich habe.Wie Recher-
chen der NZZ zeigen, fand Calmy-Reys
Departement verschiedene Dokumente,
welche dieVorwürfe bestätigten.Beson-
ders belastend sei eine Aktennotiz aus
dem Jahr 1979 gewesen, erinnert sich
eine Quelle, die damals den vertrau-

Die Stellungnahmen
von Blocher
und Calmy-Rey

Alt-Bundesrat Christoph Blo-
cher: «Was die Passagen zu mei-
ner Person anbelangt, ist die
Internationale Atomenergieagen-
tur (IAEA) weitgehend unter-
gegangen. Sie spielte in der Tin-
ner-Affäre von Anfang an eine
wichtige Rolle. Es mag sein, dass
sich die IAEA anfänglich gegen
die Vernichtung der Tinner-Akten
ausgesprochen hat und die Her-
ausgabe an eine Drittpartei be-
vorzugt hätte. Doch nachdem der
Bundesrat anders entschieden
hatte, kooperierte die IAEA voll-
umfänglich und hat die Vernich-
tung der Akten sachkundig be-
gleitet. – Soweit ich mich erinnern
kann, war das erwähnte Treffen
mit US-Justizminister Gonza-
les kein Vier-Augen-Gespräch.
Obwohl ich Englisch verstehe,
habe ich grundsätzlich immer
mit einem Dolmetscher verhan-
delt. Das habe ich von den Chi-
nesen gelernt: Wenn man sich in
der eigenen Sprache ausdrücken
kann, bleibt man auf Augenhöhe
mit dem Gegenüber. Es kann sein,
dass die Amerikaner einen eige-
nen Dolmetscher gestellt haben,
denn sie vertrauen ja nur den
eigenen Leuten.»

Alt-Bundesrätin Micheline
Calmy-Rey: «An das Telefonat
mit US-Justizministerin Condo-
leezza Rice habe ich nur eine
schwache Erinnerung. Ich habe
ihr sicher zugehört, und es mag
sein, dass ihre Argumente in mei-
nen Entscheid, keine Ermächti-
gung für ein Verfahren gegen die
CIA-Agenten zu erteilen, einge-
flossen sind. Aber viel wichtiger
für meine Entscheidung war der
interne Bericht, den ich im EDA
in Auftrag gegeben hatte.»

Alt-Bundesrätin Eveline Wid-
mer-Schlumpf hat die Anfrage
nicht beantwortet.

Urs Tinner (links) und sein Bruder beliefern A.Q. Khan (rechts) mit Komponenten zum Bau vonAtombomben. Der Pakistaner geschäftet später mit Muammar Ghadhafi.
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lichen Bericht aus dem EDA gesehen
hat. «Aus diesem Schreiben ist kristall-
klar hervorgegangen, dass die Schwei-
zer Behörden früheWarnungen aus den
USA in denWind geschlagen haben.»

Tatsächlich findet sich die erwähnte
Aktennotiz, mit der die amerikanische
Regierung den Schweizer Bundesrat
massiv unter Druck setzen konnte, im
Bundesarchiv.Das dreiseitige Schreiben
datiert vom 8.März 1979. Darin orien-
tiert Staatssekretär Albert Weitnauer
Bundesrat Pierre Aubert über eine Vor-
sprache der amerikanischen Botschaft
in Bern. Diese habe ihre Besorgnis aus-
gedrückt über die raschen Fortschritte
des pakistanischen Nuklearprogramms.
BedeutsameHilfe erhalte Pakistan auch
von Firmen aus der Schweiz.

Der Geschäftsträger der amerikani-
schen Botschaft bitte deshalb den Bun-
desrat, Schweizer Firmen von weiteren
Lieferungen nach Pakistan abzuhal-
ten, notiert Staatssekretär Weitnauer.
In weiteren Dokumenten wird explizit
das Technologieunternehmen VAT ge-
nannt, der damalige Arbeitgeber von
Friedrich Tinner. Der Bitte der USA
kam die Schweiz 1979 nicht nach. Ganz
im Gegenteil, strittige Gesuche umAus-
fuhr nach Pakistan wurden trotz grossen
Bedenken bewilligt.

Fast dreissig Jahre später, im Herbst
2007, bereitet der Bundesrat in einer
Art impliziter Wiedergutmachung den
nächsten Schritt vor.NachdemdenCIA-
Agenten bereits Immunität zugespro-
chenworden ist,soll alsNächstes dieVer-
nichtung der Akten aus der Affäre Tin-
ner beschlossen werden. Dazu muss die
LandesregierungNotrecht anwenden.Es
ist ein Instrument, das die Bundesver-
fassung nur inAusnahmefällen vorsieht,
wenn die innere oder die äussere Sicher-
heit der Schweiz gefährdet sind.

Den entsprechenden Entscheid via
Notrecht fällt der Bundesrat im An-
schluss an seine ordentliche Sitzung vom
14. November 2007.Zuvor hatte Blocher
Bundeskanzlerin Annemarie Huber-
Hotz gebeten, das Sitzungszimmer zu
verlassen. Der Geheimbeschluss wird
im verbleibenden Siebnergremium ge-
fällt – einstimmig.

Widmer-Schlumpfs Eifer

Unabhängig von der Tinner-Affäre
wird Blocher wenige Wochen später
vom Parlament nicht wiedergewählt.
Seine Nachfolgerin ist EvelineWidmer-
Schlumpf, sie übernimmt auch gleich
das EJPD. In dieser Funktion muss sie

den Geheimbeschluss umsetzen, an
dem sie nicht mitgewirkt hat. Sie tut
das mit überraschend grossem Eifer.
In der Tonalität steht die neue Bundes-
rätin ihrem Vorgänger in nichts nach.
Falls die Dokumente in falsche Hände
gerieten, teilt ihr Departement in einer
Medienmitteilung warnend mit, könne
das «Weltregionen destabilisieren und
letztlich das Leben von Millionen von
Menschen gefährden».

Dass es nicht so weit kommt, dafür
sorgt eine geheim operierende Task-
Force. Schauplatz ist die alte Kehricht-
verbrennungsanlage Warmbächli am
Stadtrand von Bern. Sie weist eine Be-
sonderheit auf: Für «diplomatische»
Kundschaft steht ein separater Zugang
zur Verfügung. Auf Wunsch können
hier Botschaftsangestellte unliebsame
Dokumente direkt in den Ofen schie-
ben – ohne dass diese zuerst in der Ab-
fallgrube zwischengelagert werden.

Ende Februar 2008, drei Monate
nach dem notrechtlichen Entscheid
des Bundesrats, wird der diskrete Zu-
gang in der Berner Kehrichtverbren-
nungsanlage rege genutzt. Eskortiert
von zivilen Polizeiautos, fahren während
dreier Tage immer wieder Lieferwagen
vor, die vollgepackt sind mit geschred-
derten Papieren, Plänen, Zeichnungen,
ausgedruckten E-Mails oder mit zer-
trümmerten Röhren, Ventilen, Compu-
tern, Fotoapparaten, Festplatten und
CD-ROM:Die Vernichtung der Tinner-
Akten läuft auf Hochtouren. Insgesamt
werden 1,9 Tonnen Beweismaterial aus
der Welt geschafft.

Um den Kreis der eingeweihten Per-
sonen möglichst klein zu halten, müs-
sen bei derAktenvernichtung vor allem
Führungskräfte des Fedpol Hand an-
legen. Zeitweise laufen die Kader-
leute Gefahr, dass neben den 30 000
Dokumenten auch ihre Krawatten in
den Reisswolf geraten. Unterschätzt
haben die Verantwortlichen, dass ge-
schreddertes Papier etwa das Dreifa-
che des ursprünglichen Volumens an-
nimmt. Phasenweise droht der Lager-
raum überzuquellen.

Aufmerksam überwacht wird das
Ganze von «Tom», dem CIA-Stations-
chef in Genf. Er hat ein wachsames
Auge darauf, dass in der Hektik auch
ja kein Papierschnitzel der Verbren-
nung entgeht.

Doch zehn Monate später stellt sich
heraus, dass alles vergeblicheMühe war:
Ende 2008 werden im Keller der Bun-
desanwaltschaft Kopien der wichtigs-
ten Unterlagen entdeckt, die zuvor mit
so viel Akribie vernichtet worden sind.
Fein säuberlich ist das Konvolut mit
103 Seiten und 39 Ordnern Beilagen in
einem elektronisch gesicherten Archiv-
raum abgelegt worden und dann offen-
bar vergessen gegangen.DasMysterium
dieser Kopien konnte nie gänzlich ge-
klärt werden.

Die Schlüsselszene

EvelineWidmer-Schlumpf gerät in Rage,
als sie vom Fund erfährt, der die bisheri-
gen Anstrengungen zunichtemacht. Sie
setzt alles daran, auch die Kopien zum
Verschwinden zu bringen. Doch dem
widersetzt sich, ebenso vehement, der
Untersuchungsrichter Andreas Mül-
ler. Die Bundesanwaltschaft hat Mül-
ler einige Monate zuvor mit der Durch-
führung der Ermittlungen betraut. Die
Annahme der amerikanischen Regie-
rung und von Blocher, mit der Vernich-
tung der Akten könne kein Strafver-
fahren mehr durchgeführt werden, hat
sich folglich als falsch erwiesen.Als fall-
führender Untersuchungsrichter ver-
langt Müller vomBundesrat die Heraus-
gabe der unverhofft aufgetauchten Be-
weismittel. Diese will er für das Verfah-
ren gegen die Tinners verwenden.

Im zeitweise bizarren Machtkampf
zwischen den zwei Staatsgewalten
kommt es am 9. Juli 2009 zum Show-
down. Ausgestattet mit einem Haus-
durchsuchungsbefehl und in Beglei-
tung von sieben bewaffneten Angehö-
rigen der Kantonspolizei Bern, begibt
sich der Untersuchungsrichter Müller

von seinem Büro an der Taubenstrasse
zum Sitz der Bundespolizei Fedpol an
der Brückenstrasse.Weit ist es nicht, die
beiden Gebäude sind unterirdisch sogar
miteinander verbunden. Im Normalfall
arbeiten die zwei Behörden eng zusam-
men. Doch an diesem Julimorgen 2009
ist alles anders.

Dem Trupp um den Untersuchungs-
richter Müller stellt sich eine ebenfalls
bewaffnete Einheit der Bundespoli-
zei entgegen. Im Auftrag des Bundes-
rats soll sie die Tinner-Akten vor dem
Zugriff der Justiz schützen. Stellver-
tretend für das Ringen von Exekutive
und Judikative wird um einen Schlüs-
sel gezankt, der wiederum in einemTre-
sor eingeschlossen ist. Es ist der Schlüs-
sel für jenen Lagerraum, wo inzwischen
die wiedergefundenen Unterlagen auf-
bewahrt werden. Wer im Besitz dieses
Schlüssels ist, der hat die Herrschaft
über die Tinner-Akten.

Auf dem Höhepunkt der Auseinan-
dersetzung setzt sich der ranghöchste
Vertreter des Fedpol demonstrativ auf
den Tresor, um so zu markieren, wer
die Hoheit über den Schlüssel hat.Nach
stundenlangen Verhandlungen einigt
man sich schliesslich auf einen Kom-
promiss:DerTresor wird versiegelt und
vorläufig an einen neutralen Ort trans-
portiert, in eine Bankfiliale am Wai-
senhausplatz. Danach soll weiterver-
handelt werden.

Mehr als drei Jahre und viele zähe
Verhandlungsrunden später, es ist jetzt
bereits Mitte März 2013, steht in Bern
die neue Energiezentrale Forsthaus vor

der Inbetriebnahme – sie soll die ab-
gerissene Kehrichtverbrennungsanlage
Warmbächli ersetzen.Bei der Eröffnung
zwei Wochen später wird Bundesrätin
Doris Leuthard die neueAnlage alsVor-
bild für die ganze Schweiz loben,weil sie
Kehrichtverwertung mit der Produktion
von Strom und Fernwärme verbindet.

Aber vorläufig läuft noch die Test-
phase. In diesem Rahmen wird erstmals
der Verbrennungsofen eingeheizt. Als
Brennmaterial dienen an diesem März-
tag 2013 unter anderem die Kopien der
Tinner-Akten. Zuvor sind die Ermitt-
lungen gegen die Tinners abgeschlossen
worden. In einem abgekürzten Verfah-
ren hat das Bundesstrafgericht in Bel-
linzona Friedrich Tinner sowie die zwei
Söhne Urs undMarco wegen Förderung
der Herstellung von Kernwaffen zu Frei-
heitsstrafen zwischen zwei und etwas
mehr als vier Jahren verurteilt. Jetzt
steht der Vernichtung der kopierten
Tinner-Akten, die angeblich den Welt-
frieden gefährden können, nichts mehr
im Wege. Überwacht wird die geheime
Operation im «Forsthaus» auch diesmal
von einemAgenten der CIA.

Die meisten Dokumente hatte
Untersuchungsrichter Müller schliess-
lich einsehen können, wenn auch unter
äusserst restriktiven Bedingungen –
Kopien etwa durften keine erstellt wer-
den. Einen einzigen Ordner allerdings
hat Müller nie zu Gesicht bekommen,
jenen mit der Nummer 10. Bekannt ist
einzig, dass der Ordner «Nr. 10» In-
formationen über die Zusammenarbeit
der Tinners mit der CIA enthält. Diese
Informationen scheinen derart brisant
zu sein, dass sie bis zuletzt unter Ver-
schluss blieben.

Als endlich Rauch aus dem siebzig
Meter hohen Kamin desVerbrennungs-
ofens steigt, hat der CIA-Agent die Ge-
wissheit, dass sich die letzten Spuren
der Zusammenarbeit mit den Tinners
in Luft aufgelöst haben. Es sei denn,
irgendwo tauche nochmals eine Kopie
der vernichteten Akten auf.

* Der Artikel basiert auf Gesprächen mit meh-
reren Protagonisten der Tinner-Affäre sowie
auf folgenden Publikationen: «Fallout» von
Catherine Collins und Douglas Frantz (2011,
Free Press, New York); als Leiter der Kommis-
sion für Auslandsbeziehungen des US-Senats
hatte Frantz Zugang zu amerikanischen Proto-
kollen. – «Der Spion, der aus dem Rheintal
kam», Dokumentarfilm von Hansjürg Zumstein
(SRF, 2009); zusätzliches Archivmaterial auf
www.hansjuergzumstein.ch/. – Bericht der Ge-
schäftsprüfungsdelegation der eidgenössi-
schen Räte zum Fall Tinner vom 19. 1. 2009.

Vor dem notrechtlichen
Entscheid des
Bundesrats, die Akten zu
vernichten, bittet Blocher
Bundeskanzlerin Anne-
marie Huber-Hotz, das
Zimmer zu verlassen.

Auf dem Höhepunkt
der Auseinandersetzung
setzt sich der
ranghöchste Vertreter
des Fedpol demonstrativ
auf den Tresor.

Die angeordnete Aktenvernichtung löst eine Machtprobe zwischen einem Untersuchungsrichter und der Bundespolizei Fedpol aus.
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